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Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Höcherl, Dr. Warnke, Leicht, Stücklen, 
Dr. Ritz, Dr. Müller-Hermann und Genossen wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, die gemäß Titel 91 9 02 Ein- 
zelplan 60 auf Sonderkonto bei der Deutschen Bundesbank 
stillgelegten Gelder für strukturpolitische Zwecke im weitesten 
Sinn wie Wissenschaftsförderung, Bildungsförderung, regionale 
Wirtschaftsförderung, Verkehrspolitik usw. zweckzubinden? 


Die dem Sonderkonto bei der Deutschen Bundesbank zufließen- 
den Beträge ergeben sich erst nach Abschluß des Haushalts- 
jahres 1970. Das gilt sowohl für die durch Minderausgaben im 
Haushalt freigewordenen Mittel als auch für evtl. Mehrein- 
nahmen aus Steuern. 

Was die Verwendung der Mittel anbelangt, wird sich die 
Bundesregierung bei ihren Vorschlägen von den im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung entwickelten Prioritätsvor- 
stellungen leiten lassen. Das bedeutet im Ergebnis, daß die 
Mittel in erster Linie für strukturpolitische Zwecke eingesetzt 
werden. Eine strenge haushaltsrechtliche Zweckbindung würde 
auch dem Einwilligungsvorbehalt des Deutschen Bundestages 
widersprechen, wie er bei Kap. 60 02 Tit. 919 02 im Bundes- 
haushaltsplan ausgebracht ist. 
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2. Welchen Anteil der in der gegenwärtigen Hochkonjunktur still- 
gelegten Gelder (Sonderkonto/Konjunkturausgleichsrücklage) 
gedenkt die Bundesregierung bei einem konjunkturellen Rück- 
gang für strukturpolitische Aufgaben einzusetzen? 

Die Freigabe der der Konjunkturausgleichsrücklage zugeführ- 
ten Mittel ist nach § 15 des Gesetzes zur Förderung der Stabili- 
tät und des Wachstums der Wirtschaft nur zur Vermeidung 
einer die Ziele des § 1 gefährdenden Abschwächung der 
allgemeinen Wirtschaftstätigkeit zulässig. Damit sind die wirt- 
schaftlichen Kriterien der Mittelverwendung gesetzlich vorge- 
geben. Konjunkturpolitische wird es also darauf ankommen, 
die Mittel so effektiv. wie möglich einzusetzen und dement- 
sprechend primär solche Maßnahmen vorzusehen, die sich mög- 
lichst schnell und mit größter konjunktureller Anstoßwirkung 
Umsetzen lassen. Innerhalb dieses konjunkturpolitischen Rah- 
mens wird - wie schon bei den Konjunkturprogrammen 1967/ 
1968 - strukturpolitischen Zielen in besonderem Maße Rechnung 
getragen. 

Eine vorherige Festlegung eines bestimmten Anteils würde mit 
den konjunkturpolitischen Erfordernissen nicht in Einklang zu 
bringen sein. Die bei Durchführung der Konjunkturprogramme 
im Jahre 1967 gewonnenen Erfahrungen lassen jedoch den 
Schluß zu, daß der überwiegende Teil wiederum für struktur- 
politische Aufgaben Verwendung finden wird. Dies gilt auch 
für die Verwendung der Sonderrücklage. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, ihre diesbezüglichen Grund- 
sätze und eventuellen Planungen bekanntzugeben? 

Wie schon bei Beantwortung der Fragen 1 und 2 ausgeführt, 
wird die Verwendung der Mittel in erster Linie an den jewei- 
ligen konjunktur- und wachstumspolitischen Erfordernissen 
orientiert werden. Den Rahmen hierfür hat die Bundesregierung 
in ihrem Regierungsprogramm festgelegt, dessen politische 
Schwerpunkte in der Finanzplanung 1970 bis 1974 ihren Nieder- 
schlag gefunden haben. 


Schiller 
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